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Erfolg des Fachbereiches 50 gegen Mahnverfahren wegen Problemen im Abrechnungsver-
fahren bei der kostenlosen Mittagsverpflegung in Kitas und Schulen (BuT) - Anfrage der 
Ratsgruppe DIE LINKE. Krefeld 
 
Beschlussentwurf 
 

 
Sehr geehrte Frau Klaer, 
 
die LINKE. Ratsgruppe stellt folgende Anfrage:  
 
Ist es dem FB 50 gelungen, die Zahl der Mahnverfahren gegen Krefelder Eltern, deren Kinder be-
rechtigt sind zur kostenlosen Nutzung der Mittagsverpflegung in Krefelder Kitas oder Schulen, 
deutlich zu reduzieren oder sogar weitere Mahnverfahren zu verhindern? 
 
Wurden nach Kenntnis des Fachbereiches seit dem 30.06.2023 noch solche Mahnverfahren eröff-
net, weil es im Abrechnungsverfahren Probleme durch fehlerhafte Antragsunterlagen gegeben 
hat? 
 
Begründung 

In der Sitzung des SAGIS am 14.03.2023 führte Herr Hübing vom FB 50, Abteilungsleiter Sozial-
hilfe und Unterhaltsvorschuss aus, dass es wegen „fehlerhafter Antragsunterlagen“ und/oder feh-
lender Nachweise BuT-leistungsberechtigter Eltern, deren Kinder die Mittagsverpflegung nutzen, 
zu Abrechnungsproblemen und in der Folge zu Mahnverfahren gegen diese Eltern komme. 

Anfrage der Ratsgruppe  
DIE LINKE 

im Rat der Stadt Krefeld 
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Zur Vereinfachung der Verfahren seien in der Vergangenheit u.a. konkrete Ansprechpersonen der 
Servicestelle für die Anbieter benannt worden, die zur Erledigung der Abrechnung regelmäßig den 
Austausch mit den Institutionen suchen, um die Abwicklung so gut es geht zu beschleunigen. 
Um einschätzen zu können, ob das Problem der Mahnverfahren so behoben werden konnte, stellt 
DIE LINKE. Ratsgruppe Krefeld diese Anfrage. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Stephan Hagemes 
Sachkundiger Bürger 
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